
und Laienrichtern (Geschworenen) besetzt - meist 
nur schwerste Straftaten aburteilt. Die Geschwore­
nen entscheiden immer nur über die Schuldfrage, 
nicht über die Höhe der Strafe. Sch. entstanden im 
Ergebnis der bürgerlichen Revolution als Sieg über 
die Willkür der Feudaljustiz. Durch die verschiede­
nen Formen der Geschworenenauswahl sorgte die 
herrschende Klasse jedoch sehr bald dafür, daß An­
gehörige werktätiger Klassen und Schichten nicht 
auf die Geschworenenbank kamen, so daß heute mit 
den Sch. meist nur die Illusion von einer Mitwirkung 
des Volkes an der Rechtsprechung aufrechterhalten 
wird. In der DDR sind in den meisten Gerichtsver­
fahren ? Schöffen als gleichberechtigte Richter be­
teiligt.

Sekretär des Gerichts - Angestellter des Gerichts, 
dem durch Gesetz und andere Rechtsvorschriften 
spezifische gerichtliche Aufgaben zugewiesen und 
Befugnisse zur Entscheidung bestimmter Rechtsan­
gelegenheiten übertragen sind. Zu den wichtigsten 
Aufgaben des S. gehören die Aufnahme von / Kla­
gen und ? Anträgen in der ? Rechtsantragstelle des 
/ Kreisgerichts, der Erlaß / gerichtlicher Zah­
lungsaufforderungen, die Durchführung von / Auf­
gebotsverfahren und von Verfahren zur / Todeser­
klärung, die Entscheidung über die Festsetzung der 
Kosten {/ Kostenentscheidung), die einer / Pro­
zeßpartei in Zivil-, Familien- oder Arbeitsrechtsver­
fahren entstanden sind, das Erteilen von Vermerken 
über die Rechtskraft gerichtlicher Entscheidun­
gen, die Einleitung der Durchsetzung von / Maß­
nahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit und 
Maßnahmen zur / Vollstreckung gerichtlicher Ent­
scheidungen im Bereich des Zivil-, Familien- und 
Arbeitsrechts. Soweit der S. innerhalb seiner Zu­
ständigkeit gerichtliche Entscheidungen trifft, ist er 
wie / Richter und / Schöffen unabhängig und nur 
an die Verfassung, die Gesetze und anderen Rechts­
vorschriften gebunden. In diesem Fall gelten auch 
die Bestimmungen über die /* Ablehnung und Aus­
schließung von Richtern und Schöffen entsprechend 
(§76 ZPO). Gegen vom S. erlassene ? gerichtliche 
Beschlüsse ist als Rechtsmittel die ? Beschwerde zu­
lässig. Hilft der S. dieser nicht oder nicht im vollen 
Umfang ab, entscheidet darüber in zweiter / In­
stanz das / Bezirksgericht endgültig. Auch in ande­
rer Form ergangene Entscheidungen des S. sind in 
der Regel anfechtbar. Als Sonderfall ist der / Ein­
spruch gegen eine gerichtliche Zahlungsaufforde­
rung geregelt: Er steht einer Klage gleich (§ 15 Abs. 2 
ZPO), führt also zur Einleitung eines erstinstanz­
lichen gerichtlichen Verfahrens.

Selbstbedienungskauf - Verkaufsform, bei der der 
Käufer die verkaufsfertig abgepackten und mit Preis 
versehenen Waren aus dem Warenträger entnimmt, 
im Einkaufskorb oder -wagen zur Kasse transpor­
tiert und erst dann bezahlt. Diese Art der Abwick­
lung der Kaufbeziehungen ist zeitsparend und ratio­
nell und hat sich insbesondere beim Sortiment des 
täglichen Bedarfs durchgesetzt. Der Käufer kann 
sich an Hand eines übersichtlich angeordneten Sorti-
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ments einen Überblick über das Warenangebot ver­
schaffen und die gewünschten Erzeugnisse in Ruhe 
auswählen. Erst an der Kasse, wenn der Käufer die 
Waren zum Bezahlen vorlegt und die Kassiererin 
den / Kaufpreis bongt, kommt der / Kaufvertrag 
zustande. Vorher kann die Kassiererin - falls die / 
Preisauszeichnung fehlerhaft ist - eine Preiskorrek­
tur vornehmen. Der Einzelhandelsbetrieb hat die 
Warenpräsentation so zu gestalten, daß ein unbeab­
sichtigtes Beschädigen der Waren ausgeschlossen ist. 
Führen z.B. zu eng gestellte Warenträger, defekte 
Einkaufswagen, unsaubere und daher schlecht fest­
zuhaltende Gläser oder Flaschen zu einem Schaden, 
kann der Kunde dafür nicht verantwortlich gemacht 
werden. Von ihm wird aber erwartet, daß er sich 
beim Einkauf umsichtig verhält. Verursacht er aus 
mangelnder Sorgfalt einen Schaden, z. B. durch Fal­
lenlassen einer Flasche, hat er diesen zu ersetzen.

Selbsthilfe / Rechtfertigungsgrund

Sonderpflegegeld - Leistung der / Sozialversiche­
rung (SV) oder der / Sozialfürsorge für Bürger mit 
besonders schweren Gesundheitsschädigungen. 
Schwerstbeschädigte erhalten ab Vollendung des 
1. Lebensjahres, unabhängig von eventuellem Ein­
kommen, ein S., das je nach Schwere ihrer körperli­
chen Schädigung (Querschnittslähmung, Mehrfach­
amputation usw.) entweder 120Mark (Stufe I) oder 
180Mark (Stufe II) beträgt. Die SV zahlt das S., 
wenn der Betreffende Empfänger einer Rente der 
SV oder einer an deren Stelle gezahlten Versorgung 
ist bzw. für ihn Anspruch auf Kinder- bzw. Ehegat­
tenzuschlag zur Rente oder Versorgung besteht {/ 
Zuschlag zur Rente). In allen übrigen Fällen ist das 
S. eine Leistung der Sozialfürsorge (§§57, 59, 60 
Renten-VO; § 11 Abs. 1, §§ 13,15 Sozialfürsorgever­
ordnung vom 23.11. 1979, GBl. 1 1979 Nr. 43 S. 422; 
§ 7 Abs. 2 VO über die besondere Unterstützung der 
Familien mit schwerstgeschädigten Kindern vom 
24.4. 1986, GBl. 1 1986 Nr. 15 S. 243). / Schwerbe­
schädigter

Sonntagsarbeit - im Rahmen eines ? Arbeitsrechts­
verhältnisses an Sonntagen geleistete Arbeit. Sonn­
tage sind grundsätzlich Tage der Arbeitsruhe, jedoch 
ist S. zulässig, wenn die Versorgung und Betreuung 
der Bevölkerung, der ununterbrochene Produk­
tionsablauf, die volle Ausnutzung von Anlagen oder 
die Erfüllung volkswirtschaftlich besonders wichti­
ger Aufgaben es erfordern. Als S. gilt Arbeit, die 
sonntags zwischen 0.00 Uhr und 24.00 Uhr geleistet 
wird, bei / Schichtarbeit die gesamte Schicht, die 
zwischen 0.00 Uhr und 24.00. Uhr beginnt, sofern 
nicht im ? Rahmenkollektivvertrag (RKV) etwas 
anderes festgelegt ist (§ 168 AGB). Ist S. im Arbeits­
zeitplan vorgesehen (planmäßige S.), erhält der 
Werktätige an Stelle des Sonntags einen anderen ar­
beitsfreien Tag in der Woche Arbeitszeit), und 
die S. wird wie Arbeit an Werktagen vergütet. Für
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